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Vorwort

Bis zum 1. 1. 2002 bildete die Bundesrepublik im Hinblick auf die Aner-
kennung von elektronischen Rechnungen das Schlusslicht der Entwick-
lung in der EU und im Vergleich zu den USA. Nunmehr lässt § 14 Abs. 4
Satz 2 des Umsatzsteuergesetzes in der seit 27. 7. 2002 geltenden Fassung
unkörperliche Rechnungen zum Vorsteuerabzug zu, sofern sie mit einer
qualifizierten elektronischen Signatur versehen sind.

Einer der Hauptgründe, warum sich diese rationelle Art der Rechnungs-
stellung noch nicht durchgesetzt hat, ist damit zwar beseitigt. Dennoch zö-
gert die Wirtschaft: Die Frage ist, wie die hohen Sicherheitsanforderungen
bei der qualifizierten Signierung rechtssicher in die Routinen der betrieb-
lichen Rechnungserstellung umgesetzt werden können. Dieses Werk in-
formiert Unternehmen und deren Berater, unter welchen Voraussetzungen
Systeme, die unter anderem auf der Smart-Card-Technik mit PIN-Eingabe
basieren, für die Massenverarbeitung tauglich sind und wie die rechtlichen
Anforderungen dabei erfüllt werden können.

Bei den Rechtsfragen rückt das Steuerrecht eindeutig in den Vorder-
grund. Gleichzeitig mit der Zulassung elektronischer Rechnungen hat der
Gesetzgeber in die Abgabenordnung neuartige und weitreichende Pflich-
ten eingefügt, wie elektronische steuerrelevante Unterlagen im Hinblick
auf die erweiterte Außenprüfung zu behandeln sind. Die neuen Befugnisse
der Prüfer erfassen nicht nur elektronische Rechnungen, so dass es ge-
rechtfertigt erscheint, in dieser Untersuchung umfassend auch auf die Pro-
blematik der nun möglichen „digitalen“ Betriebsprüfung einzugehen. In
welchem Umfang können die Prüfer die Prüf- und Auswertungsfunktionen
der betrieblichen Datenverarbeitung für ihre Aufgaben nutzen?

Die Finanzverwaltung hat mit den Grundsätzen zum Datenzugriff und
zur Prüfbarkeit digitaler Daten (GDPdU) hierzu einen umfangreichen An-
forderungs- und Befugniskatalog aufgestellt. Es gilt hier kritisch zu hin-
terfragen, ob die GDPdU nicht teilweise den Boden der Abgabenordnung
und wie auch der verfassungsrechtlichen Vorgaben verlassen. An kriti-
schen Stimmen hat es nicht gefehlt: Die Steuerverwaltung habe sich ein
Übermaß an neuartigen Auswertungsmöglichkeiten und Eingriffen in die
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Systeme der Steuerpflichtigen gesichert, die weit über den berechtigten
Zweck – Überprüfung von elektronischen Dokumenten im selben Umfang
wie er bisher bei Papierdokumenten möglich war – hinausgingen. Aller-
dings sind bereits tragfähige Vorschläge entwickelt worden, wie die Un-
ternehmen mit intelligenten Hard- und Softwarelösungen ihre berechtigten
Interessen wahren können. Im Regelfall muss auch kein im Hinblick auf
die GDPdU perfektioniertes Archivierungsprogramm angeschafft werden,
wobei eine auf Mittelbetriebe zugeschnittene Checkliste den Entschei-
dungsprozess unterstützt.

Abschließend werden zivilrechtliche Aspekte der seit 1. 8. 2001 in BGB
und ZPO anerkannten elektronischen Formen beleuchtet sowie die Frage,
wie die elektronische Abrechnung in den Kundenbeziehungen verankert
werden kann.

Gefestigte Rechtsprechung kann für den gesamten Bereich kaum heran-
gezogen werden, die Fachautoren betreten in vielfacher Hinsicht rechtli-
ches Neuland. Bei der Auseinandersetzung mit den bisherigen Veröffent-
lichungen habe ich mich vom Grundsatz „in dubio pro libertate“ leiten
lassen, so dass zu befürchten steht, dass Finanzverwaltung und Gerichte
diese Sichtweise nicht immer teilen werden. Für Anregungen und Kritik
bin ich daher sehr dankbar. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meiner
Kanzlei möchte ich an dieser Stelle für die unermüdliche Zuarbeit herzlich
danken.

München, im Mai 2003 Peter Eller
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